Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksadle 961 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 68. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 8. April 1959 

1. Abgeordneter Warum hat der Herr Bundeskanzler seiner- 

Dr. Menzel zeit die Weisung erteilt, die Justizbehörden 

im Ermittlungsverfahren gegen den Präsi- 
denten der Europäisdien Wirtschaftsgemein- 
schaft, Herrn Hallstein, und gegen den Bot- 
sciiafter Herrn Blankenhorn uhter keinen 
Umständen zu unterstützen? 

Warum hat der Herr Bundeskanzler in der 
Justizdebatte des Deutschen Bundestages am 
22. Januar 1959 diesen Brief verschwiegen, 
obwohl er am Schluß seiner Rede erklärte, 
er habe Wert darauf gelegt, den Bundestag 
„sehr präzis und genau" zu unterrichten, und 
wie ist seine Weisung an die nachgeord- 
neten Behörden, bei der Aufklärung der 
Vorwürfe gegen die Herren Hallstein und 
Blankenhorn nidit zu helfen, zu vereinbaren 
mit seiner Schlußerklärung, daß es sich die 
Bundesregierung „einfadi nidit leisten könne, 
daß Besduildigungen gegen so hohe Beamte 
in solch wichtigen Stellungen in einer Zeit 
wie der unsrigen viele, viele Monate lang 
einfadi im Raume sdiweben" ? 

2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im 

Leicht südpfälzischen Raume im Zuge von Neuord- 

nungsmaßnahmen — angeordnet vom Reichs- 
statthalter der Westmark, Abteilung Wieder- 
aufbau — in den Jahren 1939 bis 1945 eine 
größere Anzahl von Gebäuden, in der Regel 
Wohnhäuser, abgerissen wurden? 

Da eine Entschädigung für diese Maßnahmen 
bisher noch nicht gewährt wurde und die 
angegangenen Behörden eine Zuständigkeit 
verneinen, frage ich die Bundesregierung, ob 
eine gesetzliche Regelung zur Abgeltung 
solcher Schäden bereits getroffen wurde und 
v/eldie Behörde für die Geltendmachung von 
eventuellen Ansprüchen dieser Art zuständig 


3. Abgeordneter Stimmt es, daß die französisdie Polizei die 
Kalbitzer Nadiforsdiungen nach dem Attentäter des 

Algeriers Ait Ahcene mit der Begründung 
ablehnt, es handele sich um ein politisches 
Delikt? 

Weldie politischen Motive vermutet die Bun- 
desregierung hinter den Sprengstoff-Anschlä- 
gen auf die Waffenhändler Schlüter und 
Puchert und auf den Dampfer „Atlas"? 
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4. Abgeordneter Trifft es zu (Frankfurter Allgemeine Zeitung 
Windelen Nr. 56), daß die Vorratshaltung an leicht 

verderblichen Lebensmitteln nicht einmal für 
einen Zweitagebedarf ausreicht und daß in- 
folgedessen eine größere Zahl von Kühl- 
häusern nur zwischen 10 und 40 v. H. ihrer 
Kapazität ausnutzen kann? 

Erwägt die Bundesregierung im Rahmen der 
zivilen Notstandsplanung Maßnahmen zur 
Verstärkung dieser Vorräte, um im Falle 
von Krisen Versorgungsschwierigkeiten zu 
begegnen ? 


5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 
Schröter (Berlin) wallonischen Provinzen Belgiens mehr als 
10000 deutsdie Bergarbeiterfamilien leben? 

Was tut die Bundesregierung, um diesen 
Familien die kulturelle Verbindung mit der 
Heimat und die Erhaltung ihrer Muttersprache 
zu sidiern? 


6. Abgeordneter Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, 
Ritzel im Interesse einer erfolgreidien Lärmbe- 

kämpfung die Phonmessungen bei Fahrzeugen, 
die im Verdadit stehen, über Gebühr Lärm 
zu verursadien, unter Umständen vornehmen 
zu lassen, die sidi möglichst eng an die Lärm- 
entwicklung beim Betrieb der Fahrzeuge in 
bewohnten Gegenden anpassen ? 

Was hat die Bundesregierung bis jetzt ge- 
tan, um die Herstellerfirmen von Kraftfahr- 
zeugen zu veranlassen, wirkungsvollere Ge- 
räusdidämpfer in ihre Fahrzeuge einzubauen? 


7. Abgeordneter Hält der Herr Bundesernährungsminister an- 

Dr. Schmidt gesidits des erweiterten Zuckerrübenanbaues 

(Gellersen) und der gegenwärtigen Zudeerversorgungs- 

lage die Bestimmung des § 4 Satz 1 des 
Zuckergesetzes vom 5. Januar 1951, wonach 
Zuckerfabriken die Zuckerrüben nur auf 
Zucker verarbeiten dürfen, nodi für richtig 
und zeitgemäß? 

Ist die Bundesregierung bereit, durdi einen 
Erlaß gemäß § 4 Satz 2 des Zuckergesetzes 
den Zuckerfabriken die Verarbeitung von 
Zuckerrüben auf Zuckersdinitzel ohne be- 
sondere Antragstellung zu ermöglichen? 


8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für einen 
Josten besdileunigten Wiederaufbau des Bahnhofs 

Plaidt, Kreis Mayen, zu sorgen? 
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Warum wurden bisher keine Sdiritte unter- 
nommen, um auch dein Personal einen men- 
schenwürdigen Arbeitsplatz zu beschaffen? 
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9. Abgeordneter Seit wieviel Monaten ist der Bundesregierung 
Kreitmeyer bekannt, daß Berufssoldaten der Bundeswehr 

durdi überhöhte Mieten in erheblidie Ver- 
schuldung geraten sind, und wie viele 
Monate gedenkt die Bundesregierung noch 
zu warten, um Abhilfe zu schaffen ? 


10. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 

Kreitmeyer Verfahrensweg für die Wiederinstandsetzung 

geräumter Kasernen viele Monate läuft, so 
daß die Truppe gezwungen ist, unter unzu- 
mutbaren Umständen zu wohnen, und sieht 
die Bundesregierung keinen Weg, unter Ein- 
sdialtung des Haushaltsausschusses des Deut- 
sdien Bundestages und unter Berücksichti- 
gung des neuen Kommentars von Vialon zum 
Haushaltsrecht sidierzustellen, daß nidit nur 
Paragraphen erfüllt werden, sondern die Bun- 
deswehrsoldaten zu einer angemessenen Un- 
terbringung kommen ? 

11. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung keine Möglichkeü, 

Kreitmeyer Personen über 70 Jahre, die Ansprüche aut 

ihr besdilagnahrntes Eigentum bzw. auf Zinsen 
in den USA haben, die aus einem Eigentum 
bis zu 15000 Dollar Wert beansprucht wer- 
den können, durdi eine Vorfinanzierung zu 
helfen, um zu verhindern, daß dieser Per- 
sonenkreis, der gegebenenfalls audi nocti 
durch eine Einkommensgrenze beschränkt 
werden könnte, nicht darüber hinvregst irbt, 
ehe die Angelegenheit endgültig geregelt 
wird ? 


12. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundeswohnungsbauminister 
Baier (Mosbach) bekannt, ob die Länder ebenso wii' dm 
Bund bei der diesjährigen Verteilung der 
Mittel für den sozialen Wohnungsbau die 
vorliegenden unerledigten Anträge auf Fami- 
lienheimbau innerhalb der Kontingente be- 
rücksiditigt und damit den Erfordernissen 
der §§ 30 und 31 Zweites Wohnungsbauge- 
setz Rechnung getragen haben? 

Ist der Herr Bundeswohnungsbauminister 
der Auffassung, daß beispielsweise die Hand- 
habung in Baden-Württemberg den Vor- 
schriften der §§ 30 und 31 Zweites Woli- 
nungsbaugesetz entspricht, wo als Vertei- 
lungskomponente für den Familienheimbedarf 
bei der Verteilung der Mittel auf die Kon- 
tingentträger die Eigenheimbauleistung der 
Jahre 1951 bis 1957 herangezogen wird, 
ohne daß bei der Verteilung die vorrangige 
Berücksichtigung unerledigter Anträge ge- 
wertet wird ? 

Was hat der Herr Bundeswohnungsbaumini- 
ster veranlaßt, damit auch bei der Veuten- 
lung der Bundes- und Landesinittel in den 
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13. Abgeordnete 

Frau Wolff 
(Berlin) 


14. Abgeordneter 

Gewandt 


15. Abgeordneter 

Gewandt 


in. Abgeordneter 

Dr. Riitschke 


17. Abgeordneter 

Dr. Rutschke 


18, Abgeordneter 

Junghans 


einzelnen Ländern die gesetzlichen Vor- 
schriften über vorrangige Berücksichtigung 
unerledigter förderungsfähiger Familienheirn- 
bauvorhaben beaditet werden? 

Trifft es zu, daß der Herr Bundesernährungs- 
minister bei seiner Reise im Auftrag der 
Bundesregierung in die Südafrikanische Union 
sich laut Mitteilung der „Frankfurter Rund- 
schau" vom 17. März 1959 über die dortige 
Rassentrennung geäußert und besonders lobend 
hervorgehoben hat, daß den Farbigen sogar 
der Besuch „weißer" Gotteshäuser verboten 
wurde ? 

Entspridh diese Ansidh der Auffassung der 
Bundesregierung über die Rassenprobleme? 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen im 
Deutsduinterricht an japanischen Schulen Lehr- 
bücher aus der sowjetischen Besatzungszone 
verwandt werden? 

Für den Fall, daß diese Nachrichten zutreffen, 
frage idi die Bundesregierung, welche Folge- 
rungen sie aus diesem Tatbestand gezogen 
hat bzw. zu ziehen gedenkt. 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Preußag-Aktien überzeichnet wurden? 

Ist die Bundesregierung angesichts der beacht- 
lichen Nadifrage bereit, Preußag-Aktien aus 
Staatsbesitz zu veräußern? 

Liegen dem Bundesverkehrsministerium Pläne 
zur Fortführung der Bundesstraße 9 in Höhe 
der Stadt Karlsruhe bis zur elsässischen Stadt 
Lauterburg vor, um auf diese Weise die 
Paralellbundesstraße 3 zu entlasten? Wenn 
ja, wann ist mit einer Realisierung zu redinen? 

Besteht die Absidit, in naher Zukunft die 
Bahnlinie Karlsruhe-Landau wieder als zwei- 
gleisigen Schienenweg wie vor 1945 zu er- 
richten ? 

Bis wann ist in diesem Zusammenhang mit 
einer Erweiterung oder einem Umbau der 
Rheinbrücke bei Maxiniiliansau zu rechnen ? 

Ist es dem Herrn Bundessdratzminister bekannt, 
daß sich die Inhaber einiger auf dem bundes- 
eigenen ehemaligen Rüstungsgelände in Du- 
derstadt erriditeter Fabrikationsbetriebe seit 
Jahren vergebens bemühen, dieses Mietge- 
lände als Eigentum zu erwerben? 

Aus weldiem Grunde verweigert die Bundes- 
liegensdmftsverwaltung gerade in einer Stadt 
im Zonenrandgebiet den Verkauf von Grund- 
stücken, die eine wesentliche Grundlage für 
die Seßhaftmadning und den Ausbau der 
angesiedelten Betriebe bilden? 
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Ist ferner die akute Gefahr bekannt, die da- 
rin besteht, daß die Besitzer der heutigen 
Betriebsanlagen anderweitig Grund und Boden 
erwerben und ihre Betriebsanlagen aus Du- 
derstadt verlegen? 

Hält es darüber hinaus der Herr Bundes- 
sdiatzminister für erforderlich, das Verhalten 
der Bundesliegenschaftsverwaltung und an- 
derer Stellen, die ebenfalls über bundes- 
eigenen Grund und Boden verfügen, gegen- 
über Interessenten im Zonenrandgebiet zu 
überprüfen ? 


19. Abgeordneter Idi frage den Herrn Bundeswohnungsbau- 

Dr. Besold minister, ob er die am 12. November 

1958 an die Stadtverwaltung der Landes- 
hauptstadt Münd-ien gemachte Ankündigung, 
wonadr der Bund eine Finanzbeihilfe beim 
Bau von 10000 bis 12000 Wohnungen für 
München und entsprechende Aufsdiließungs- 
beiträge zu leisten bereit ist, noch aufredit- 
erhält und wie lange, und ob die vom Bund 
in Aussicht gestellte Finanzierungsbeihilfe 
audi für eine großzügige Wohnsiedlung am 
Stadtrand (Stadterweiterung) gewährt wird, 
wenn sich der Plan der Erstellung einer 
Trabantenstadt nicht realisieren läßt. 


20. Abgeordneter Idi frage die Bundesregierung, auf wdeviel 
Pohle Einwohner im Durchschnitt ein öffentlidrer 

Münzfernsprecher 

a) im Bundesgebiet, 

b) in Sdileswig-Holstein 
entfällt. 


21. Abgeordneter 

Pohle 


Welche Pläne hat die Bundesregierung in 
Zukunft zum Problem Flugplatz Kaltenkirdmn- 
Moorkaten ? 


22. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesverkehrsminister be- 
Pohle kannt, daß trotz der ihm von der Bundes- 

bahn gegebenen Zusage, die Jahr und Tag 
zurückliegt und die von ihm in der Frage- 
stunde weitergegeben wurde, bisher nidms 
in der Verbesserung der Bahnsteigunter- 
künfte auf dem Hauptbahnhof Neumünster 
geschehen ist? 

Ist der Flaltepuiikt internationaler F-Züge 
ein so uninteressantes Kapitel für die Bun- 
desbahn, daß sie ihm keine besondere Sorg- 
falt zuzuwenden braucht? 


Bonn, den 2. April 1959 
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